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steht auch für die Abgeordneten in den Ge­
nossenschaften. Daraus ergibt sich auch, daß 
es ohne Zustimmung der Volksvertretung 
nicht zulässig ist, dem Abgeordneten inner­
halb des Betriebes eine niedriger bezahlte Tä­
tigkeit oder eine Arbeit, die eine allgemeine 
Verschlechterung für ihn mit sich bringt, zu 
übertragen. Werden diese Schutzmaßnah­
men verletzt, kann sich der Abgeordnete zur 
Klärung an seinen zuständigen staatlichen 
Leiter wenden. Auch der zuständige Rat ist 
für die Verwirklichung des R. verantwortlich. 
Die Abgeordneten dürfen wegen ihrer Ab­
stimmung oder wegen Äußerungen in Aus­
übung ihrer Tätigkeit als Abgeordnete nicht 
strafrechtlich oder disziplinarisch zur Verant­
wortung gezogen werden (Recht der Indem­
nität, § 18 Abs. 3 GöV). Äußerungen, die ein 
Abgeordneter in Verletzung seiner Abgeord­
netenpflichten macht, unterliegen nicht die­
sem Schutz.
Die Abgeordneten der Volkskammer besit­
zen die Rechte der Immunität, d. h., daß Be- 

< Schränkungen der persönlichen Freiheit, 
Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmen oder 
Strafverfolgungen gegen Abgeordnete nur 
mit Zustimmung der Volkskammer zulässig 
sind (Art. 60 Abs. 2 Verfassung). Obwohl 
nicht ausdrücklich geregelt, schließt die Im­
munität der Volkskammerabgeordneten dasx 
Recht der Indemnität ein. Eingriffe in die per­
sönliche Freiheit und das persönliche Eigen­
tum der Abgeordneten sind nur zulässig, 
wenn die Immunität dutch Beschluß der 
Volkskammer oder in der Zeit zwischen de­
ren Tagungen durch den Staatsrat aufgeho­
ben wird. Die Entscheidung des Staatsrates 
bedarf der Bestätigung durch die Volkskam­
mer.
Die Abgeordneten sind berechtigt, über Tat­
sachen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Ab­
geordnete anvertraut wurden, die Aussage zu 
verweigern. Das betrifft sowohl Angaben 
über die Personen, die ihnen solche Tatsa­
chen anvertraut haben, als auch über die Tat­
sachen selbst. Davon ausgenommen sind 
■Straftaten, die nach § 225 Strafgesetzbuch der 
-Anzeigepflicht unterliegen, d. h., zu deren 
Anzeige jeder verpflichtet ist, der davon 
-glaubwürdig Kenntnis erhält. Es handelt sich 
mm schwere Verbrechen wie Verbrechen ge­
gen den Frieden und die Menschlichkeit, Ver­

brechen gegen die DDR oder Verbrechen ge­
gen das Leben.
Um eine störungsfreie Arbeit der staatlichen 
Machtorganen sichern, genießen die Abge­
ordneten in Ausübung ihrer Funktion straf­
rechtlichen Schutz, und zwar bei solchen 
Straftaten wie Beeinträchtigung staatlicher 
und gesellschaftlicher Tätigkeit (§ 139 Abs. 3 
Strafgesetzbuch), Verleumdung wegen der 
Zugehörigkeit zu einem staatlichen Organ 
oder wegen einer staatlichen Tätigkeit (§ 220 
Strafgesetzbuch), Angriff auf Leben und Ge­
sundheit bei Ausübung oder wegen einer 
staatlichen Tätigkeit (§ 102 Strafgesetzbuch) 
und Widerstand gegen staatliche Maßnahmen 
(§ 212 Strafgesetzbuch).
Abgeordnete, die in Ausübung ihrer Tätig­
keit einen Unfall erleiden, erhalten Leistun­
gen der Sozialversicherung und betriebliche 
Lohnausgleichszahlungen wie bei einem Ar­
beitsunfall.

Beschluß des Staatsrates der DDR zur Ver­
wirklichung der Rechte der Abgeordneten 
und Nachfolgekandidaten der örtlichen 
Volksvertretungen sowie von Bürgern, die in 
Kommissionen berufen werden, vom 25. 2. 
1974 (GBl. 11974 Nr. 11 S. 102); VO über die 
Erweiterung ^des Versicherungsschutzes bei 
Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, kul­
tureller oder sportlicher Tätigkeiten vom 11.
4. 1973 (GBl. 1 1973 Nr. 22 S. 199) i. d. F. der 
Bkm. vom 26. 9. 1977 (GBl. I 1977 Nr. 31
5. 346); AO über die Erweiterung des zusätz­
lichen Unfallschutzes durch die Staatliche 
Versicherung der DDR bei Unfällen in Aus­
übung gesellschaftlicher, kultureller oder 
sportlicher Tätigkeiten vom 6. 8. 1973 (GBl. I 
1973 Nr. 38 S. 404).

Rechtsträger - volkseigene Betriebe, Kombi­
nate, staatliche Organe und Einrichtungen, 
denen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Fonds 
des unteilbaren gesamtgesellschaftlichen 
(staatlichen) Eigentums (Volkseigentums) 
anvertraut sind.
Diese Fonds bestehen aus materiellen und fi­
nanziellen Werten; dazu gehören Grundstük- 
ke, Gebäude, Maschinen, Anlagen und Aus­
rüstungen, Übertragungs-, Verkehrs- und 
Nachrichtenmittel, Materialien und Erzeug­
nisse sowie finanzielle Fonds. Die R. sind be-
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